
 

Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Änderung 
der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie: Feststellung der Arbeitsun-
fähigkeit bei ausschließlicher Fernbehandlung 
 

Vom  19. November 2021 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 19. November 2021 be-
schlossen, die Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL) in der Fassung vom 14. November 2013 
(BAnz AT 27.01.2014 B4), zuletzt geändert am 17. Juni 2021 (BAnz AT 15.07.2021 B3), wie folgt 
zu ändern: 

I. Die Richtlinie wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:  

„Die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit darf nur auf Grund einer ärztlichen Un-
tersuchung erfolgen. Diese erfolgt unmittelbar persönlich oder mittelbar persön-
lich im Wege einer Videosprechstunde. Eine Feststellung der Arbeitsunfähigkeit 
auf Grund einer mittelbar persönlichen Untersuchung im Rahmen einer Video-
sprechstunde kann nur erfolgen, wenn die Erkrankung dies nicht ausschließt. Im 
Fall einer Videosprechstunde soll die erstmalige Feststellung der Arbeitsunfähig-
keit für Versicherte, die der Vertragsärztin oder dem Vertragsarzt oder einer an-
deren Vertragsärztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben Berufsaus-
übungsgemeinschaft aufgrund früherer Behandlung nicht unmittelbar persönlich 
bekannt sind, über einen Zeitraum von bis zu drei Kalendertagen nicht hinausge-
hen. Sind Versicherte der Vertragsärztin oder dem Vertragsarzt oder einer ande-
ren Vertragsärztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben Berufsausübungs-
gemeinschaft aufgrund früherer Behandlung hingegen unmittelbar persönlich be-
kannt, kann eine erstmalige Feststellung der Arbeitsunfähigkeit im Wege einer Vi-
deosprechstunde für einen Zeitraum von bis zu sieben Kalendertagen erfolgen. 
Die Feststellung des Fortbestehens der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der Video-
sprechstunde soll nur erfolgen, wenn bei der oder dem Versicherten bereits zuvor 
aufgrund unmittelbar persönlicher Untersuchung durch die Vertragsärztin oder 
den Vertragsarzt Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Krankheit festgestellt wor-
den ist. Sofern der Vertragsärztin oder dem Vertragsarzt eine hinreichend sichere 
Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der Videosprechstunde nicht mög-
lich ist, ist von einer Feststellung der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der Video-
sprechstunde abzusehen und auf die Erforderlichkeit einer unmittelbar persönli-
chen Untersuchung durch eine Vertragsärztin oder einen Vertragsarzt zu verwei-
sen. Die oder der Versicherte ist im Vorfeld der Videosprechstunde über die ein-
geschränkten Möglichkeiten der Befunderhebung zum Zweck der Feststellung der 
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Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der Videosprechstunde aufzuklären. Ein Anspruch 
auf die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der Videosprechstunde be-
steht nicht.“ 

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger
in Kraft.

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 

Berlin, den 19. November 2021 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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